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Einleitende Bemerkungen 

Diese Arbeit w i rd sich auf die Problematik der Anwendbarkeit völ-
kerrechtlicher Normen in nicht-zwischenstaatlichen bewaffneten  Kon-
f l ikten beschränken. Damit soll eine Lücke geschlossen werden, denn 
dieser Fragenkreis wurde in der bisherigen kriegsrechtlichen Literatur 
weitgehend ausgeklammert. Die meisten Autoren begnügten sich mit 
einer Darstellung der klassischen Anerkennungslehren, welche aber in-
soweit obsolet wurden, als im zwanzigsten Jahrhundert keine Auf-
standsbewegung mehr eine Anerkennung zugesprochen erhielt. Die 
Anerkennungstheorie ist für unsere Problematik völ l ig unergiebig, 
weshalb in der vorliegenden Untersuchung auf deren Darstellung ver-
zichtet wird 1 . 

Es müssen neue Kri ter ien der Anwendbarkeit des Völkerrechts 
gefunden werden, denn für die klassische Vorstellung erlangte ein 
Bürgerkrieg erst durch die Anerkennung der Aufständischen völker-
rechtliche Relevanz, womit also einzig die Anerkennung über den Sta-
tus der Rebellen entschied. Heute hat man sich von dieser formalisti-
schen Betrachtungsweise gelöst. Auch die Genfer Konventionen von 
1949 sehen einen Katalog von Mindestrechten für alle bewaffneten 
Konfl ikte nicht-internationalen Charakters vor, ohne daß für deren 
Anwendung die Aufständischen anerkannt werden müßten. Die Genfer 
Konventionen umschreiben aber nicht näher, was unter einem solchen 
internen Konf l ik t zu verstehen sei. Um so erstaunlicher erscheint daher 
das Schweigen der Doktr in zu diesen grundlegenden Fragen. Auch bei 
den Vorbereitungsarbeiten des IKRK für eine Revision der Genfer 
Konventionen wurde weitgehend auf eine Qualifikation der Inner-
staatlichkeit und eine Definit ion der internen bewaffneten  Konfl ikte 
verzichtet. Im Frühjahr 1975 wurde an der „Zweiten Diplomatischen 
Konferenz über die Neubestätigung und Weiterentwicklung des huma-
nitären Völkerrechts" Ar t . 1 des Zweiten Zusatzprotokolls zu den 
Genfer Konventionen angenommen, worin der Anwendungsbereich 
dieses Protokolls — welches die Bürgerkriege regelt — umschrieben 
wird: Art . 1 definiert  zwar die Anwendungsschwelle des Zweiten Proto-

1 Die Anerkennungstheorien sind in folgenden Monographien dargestellt: 
Wiesse, Rougier, Stéfanesco, Sadoul, Kunz: Anerkennung, Plath, Naumann, 
Wehberg: Guerre civile, J. P. Weber, Lauterpacht: Recognition, Chen, Siotis, 
Castrén, Pinto, Zorgbibe: Guerre civile, Oglesby. 
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kolls, legt sich jedoch nicht auf eine genaue Definition des bewaffneten 
Konfl ikts nicht-internationalen Charakters fest. 

Während sich die meisten Autoren mi t einer kritischen Würdigung 
des ius in bello begnügten, versucht die vorliegende Arbeit, die Proble-
matik der Anwendbarkeit völkerrechtlicher Normen in nicht-zwischen-
staatlichen bewaffneten  Konfl ikten generell zu behandeln und aus der 
Sicht des gesamten Völkerrechts darzustellen. Zudem müssen staats-
rechtliche Aspekte berücksichtigt werden, denn das Völkerrecht t r i t t in 
Konf l ikt zum Landesrecht, welches innerstaatliche Auseinandersetzun-
gen als interne Angelegenheiten zur eigenständigen Beurteilung bean-
spruchen möchte. Überdies kann das Phänomen des kollektiven Wider-
standes gegen die Staatsgewalt nur erfaßt werden, wenn auch die 
soziologischen Hintergründe der Friedlosigkeit und deren Ausdehnung 
auf eine Massenbasis untersucht werden. Die Kampfmethoden der 
Bürgerkriege — deren Strategie und Takt ik also —, welche besonders 
durch die Guerillatheorie eine neue Dimension erfahren  haben, müssen 
ebenfalls analysiert werden. Da die Anwendbarkeit völkerrechtlicher 
Normen bei innerstaatlicher Gewaltsamkeit äußerst dürft ig geregelt ist, 
sollen verwandte Rechtskreise untersucht werden, so die Problematik 
des Widerstandsrechts und der völkerrechtliche Schutz der Menschen-
rechte, um eventuelle Analogien aufzuzeigen. Angesichts der Vernach-
lässigung dieser Fragen durch die kriegsrechtliche Literatur versuche 
ich, die genannten Randgebiete jeweils abzustecken und deren Berüh-
rungspunkte zur zentralen Problematik darzustellen. 

Mein besonderes Augenmerk gi l t einerseits den verschiedenen Inten-
sitätsstufen, welche innerstaatliche Auseinandersetzungen durchlaufen 
können und andererseits deren Abgrenzung zu zwischenstaatlichen 
Kriegen. Die objektive Abgrenzung der verschiedenen Intensitäts-
stadien interner Konfl ikte und die staats- und völkerrechtliche Qualifi-
kation der Innerstaatlichkeit bewaffneter  Auseinandersetzungen wer-
den uns erlauben, den Bürgerkrieg hinreichend zu definieren und die 
Kriterien für die Anwendbarkeit völkerrechtlicher Normen herauszu-
arbeiten. Dabei vermag die Intensität der Auseinandersetzung den 
innerstaatlichen bewaffneten  Konf l ik t von solchen kollektiven Gewalt-
samkeiten abzugrenzen, denen keine völkerrechtliche Relevanz zu-
kommt, was insbesondere bei der Beurteilung einer Anwendbarkeit des 
ius in bello aktuell wird. Die Qualifikation der Innerstaatlichkeit hin-
gegen liefert  uns die Kriterien, interne bewaffnete  Auseinanderset-
zungen von internationalen Kriegen zu unterscheiden und die Anwend-
barkeit des ius ad bellum zu prüfen; denn hier müssen Kriterien gefun-
den werden, welche die Innerstaatlichkeit festzulegen vermögen, zumal 
die Völkergemeinschaft  heute Organisationsformen hergibt, welche die 
staatliche Souveränität beschränken und wechselseitige Abhängigkeiten 
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zwischen den Staaten schaffen.  Für eine solche Untersuchung müssen 
w i r die Kategorien der Souveränität und des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker beiziehen; denn das Selbstbestimmungsrecht erweist sich 
zunehmend als dynamisches Korrekt iv zur statischen Souveränität, 
indem es Völker aus der Abhängigkeit in die Eigenverantwortung füh-
ren wi l l . Zudem soll die Selbstbestimmung das Individuum und die 
Gruppe im innerstaatlichen Bereich vor staatlicher Diskriminierung 
schützen. Die Neuordnung der Staatengemeinschaft, die von den Ver-
einten Nationen mit ihren Dekolonisationsbemühungen in Angri f f 
genommen wurde, und die Mitgestaltung der innerstaatlichen Verfas-
sungswirklichkeit durch die Menschenrechte verdeutlichen, daß die 
Qualifikation der Innerstaatlichkeit einem dialektischen Prozeß unter-
worfen ist, in dem eine optimale Synthese zwischen staatlicher Souve-
ränität und völkerrechtlichem Selbstbestimmungsanspruch gesucht 
wird. Der staatliche Machtanspruch w i rd dabei insofern relativiert, als 
er sich an völkerrechtlichen Normen messen muß. Diese Normen sind 
schwer in den Grif f  zu bekommen, da die widersprüchlichsten recht-
lichen Qualifikationen vorgetragen werden. Eine umfassende Sichtung 
der UNO-Praxis zum Selbstbestimmungsrecht und eine Untersuchung 
der Voten und des Abstimmungsverhaltens der Mitgliedstaaten in den 
UNO-Gremien w i rd uns eine völkerrechtliche Würdigung des Selbst-
bestimmungsprinzips erlauben. Gerade die Befreiungskriege  gegen 
koloniale Beherrschung und rassische Diskriminierung konfrontieren 
uns nachhaltig mit dieser Problematik, w i rd doch in solchen Konfl ikten 
der bewaffnete  Kampf zur Realisierung des Selbstbestimmungsan-
spruchs und der Menschenrechte gewählt. Obwohl in den UNO-Gre-
mien immer wieder auf diese gewandelten Rechtspositionen hingewie-
sen w i rd und sich der Streit stets von neuem an diesen Fragen ent-
zündet, wurden diese Probleme in der kriegsrechtlichen Literatur weit-
gehend ignoriert oder selbstgefällig mi t überholten Souveränitäts-
vorstellungen zur Seite geschoben. Die tiefgehenden Meinungsverschie-
denheiten werden zudem durch politische Streitereien überlagert, da 
sich die beiden ideologischen Blöcke zu verschiedenen Selbstbestim-
mungskonzeptionen bekennen. Ich werde deshalb neben der westlichen 
Doktr in auch die sozialistischen Theoretiker und die Lehren der Dri t ten 
Welt darstellen, wobei ich mich um eine möglichst objektive Würdigung 
bemühe. Ich betrachte mich nicht als Vertreter einer politischen oder 
ideologischen Richtung — wie dies in der völkerrechtlichen Literatur 
leider allzu oft geschieht —, sondern fühle mich einzig den universa-
listischen Intentionen der UN-Charta verpflichtet.  Ich werde der UNO-
Praxis Priorität einräumen, da sie weitgehend einen Kompromiß zwi-
schen den verschiedenen Theorien darstellt; der völkerrechtliche Cha-
rakter der UNO-Praxis läßt sich dann anhand der Staatenpraxis zu 
den einzelnen Selbstbestimmungsforderungen der Vereinten Nationen 




